
ALLGEMEINE VERMIETBEDINGUNGEN DER 
ÖSSUR DEUTSCHLAND GMBH ZU DEN 
INTERIM SOLUTIONS

I. GEGENSTAND UND ZWECK DER VERMIETUNG, 
MIETPARTEIEN

1. Diese Vermietbedingungen gelten regelmäßig in der jeweils aktuellen 
Fassung.

2. Diese Bedingungen gelten für alle Angebote und Verträge der Össur 
Deutschland GmbH mit ihrem Geschäftssitz in 50829 Köln, Melli- 
Beese-Straße 11 („Vermieter“), in deren Rahmen zeitlich befristet bestimm-
te Produkte unserer „Interim Solutions“ an Dritte (Kunden des Orthopädie-
technik- oder Medizinprodukte-Fachhandels, hier als „Mieter“ bezeichnet) 
entgeltlich unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben für Medizin-
produkte zur Verfügung gestellt werden. 

3. Das Interimsangebot von Össur ermöglicht es Mietern, einzelne Pass- 
und Funktionsteile zum Zwecke der Austestung zu besonderen Konditionen 
zu mieten.

II. BEGINN UND ENDE DER VERMIETUNG

1. Mietbeginn ist der Zeitpunkt, in dem der Mieter den Mietgegenstand 
abnimmt, nachdem der Vermieter den Mietgegenstand dem Mieter zur 
Verfügung gestellt hat.

2. Die Mietdauer orientiert sich an der Dauer der Interimsphase und beträgt 
maximal sechs Monate. Der Vermieter kann für individuelle Einzelfälle auf 
Anfrage des Mieters eine Verlängerung genehmigen.

3. Mietende ist der Zeitpunkt, in dem der Mieter die Mietsache nach Ablauf 
der Mietdauer ordnungs- und vereinbarungsgemäß an den Vermieter in 
dessen Betriebsstätten zurückgibt. Nach Ablauf der Mietdauer hat der 
Mieter die Mietpass- und Funktionsteile unverzüglich an den Vermieter 
zurückzuschicken.

4. Der Mieter hat dem Vermieter eine außerordentliche Beendigung des 
Mietverhältnisses rechtzeitig schriftlich anzuzeigen. Diese liegt in der Regel 
vor, wenn der Anwender während der Interimsphase verstirbt oder die Un-
möglichkeit der Hilfsmittelversorgung vorliegt.

5. Einzelheiten zum Ablauf des Mietprozesses und zu den entsprechenden 
Zahlungskonditionen werden im Angebot „Interim Solutions“ näher be-
schrieben.

III. MIETZINS

1. Für den Zeitraum der Mietdauer hat der Mieter an den Vermieter den ver-
einbarten Mietzins zu entrichten. Die Höhe des Mietzinses bestimmt sich 
nach den Angaben des jeweils aktuellen Angebotes „Interim Solutions“ des 
Vermieters.

2. Mit Ablauf der Mietzeit kann der Vermieter bei nicht erfolgter Rück-
sendung des Mietgegenstandes 100 €/Woche (mechanische Pakete) bzw.  
290 €/Woche bionische Pakete vom Mieter verlangen.

3. Wird die Mietdauer gemäß Abschnitt II.4. vorzeitig beendet, besteht kein 
Anspruch des Mieters auf (Teil)erstattung der bereits angefallenen Miet-
pauschale.

IV. ZAHLUNG, ZAHLUNGSBEDINGUNGEN, FÄLLIGKEIT

1. Die Zahlung (Nettopreis zzgl. Mehrwertsteuer) ist innerhalb von 30 Ka-
lendertagen nach Rechnungsdatum ohne Abzug zu leisten. Bei Zahlung in-
nerhalb von 14 Kalendertagen nach Rechnungsdatum gewährt der Vermieter 
2 % Skonto auf den Rechnungsbetrag, jedoch, sofern in der Rechnung aus-
gewiesen, ohne Kosten für Fracht, Porto, Versicherung oder sonstige Ver-
sandkosten. Die Rechnung wird am Tag der Lieferung, Teillieferung oder 
Lieferbereitschaft des Mietgegenstandes ausgestellt. 

2. Der Mieter kann nur mit einer unbestrittenen und rechtskräftig festgestell-
ten Forderung aufrechnen. Einem Mieter, der Vollkaufmann im Sinne des 
HGB ist, stehen Zurückbehaltungs- und Aufrechnungsrechte nicht zu. Die 
Rechte nach § 320 BGB bleiben jedoch erhalten, solange und soweit der Ver-
mieter seinen Verpflichtungen nach Abschnitt VI. nicht nachgekommen ist.

V. ZAHLUNGSVERZUG

1. Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruchs wegen einer nach Vertrags-
schluss eingetretenen oder bekannt gewordenen Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Mieters gefährdet, so kann der Vermieter die 
Vorauszahlung und sofortige Zahlung aller offenen, auch der noch nicht 
fälligen Rechnungen verlangen, die Auslieferung des Mietgegenstandes zu-
rückhalten sowie die Weiterarbeit an noch laufenden Aufträgen einstellen. 
Diese Rechte stehen dem Vermieter auch zu, wenn der Mieter trotz seiner 
verzugsbegründeten Mahnung keine Zahlung leistet.

2. Bei Zahlungsverzug sind vom Mieter Verzugszinsen in Höhe von 5 % 
über dem jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank zu zahlen. 
Die Geltendmachung weiteren Verzugsschadens wird hierdurch nicht aus-
geschlossen.

VI. LIEFERUNG DES MIETGEGENSTANDES

1. Der Vermieter liefert grundsätzlich handelsübliche Neuware oder medi-
zinprodukterechtlich konforme Testprodukte im Rahmen dieses Angebotes 
aus. Diese entsprechen den medizinprodukterechtlichen Vorgaben.

2. Den Versand nimmt der Vermieter für den Mieter mit der gebotenen 
Sorgfalt vor, haftet jedoch nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Die Wa-
ren werden versichert und geliefert auf der Grundlage der CIP INCO-Terms, 
Version 2000, bzw. ihrer zum Zeitpunkt der Anmietung gültigen Fassung.

3. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Mieter ausdrücklich bestätigt 
werden. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die Bestäti-
gung über den Liefertermin der Schriftform.

4. Entscheidet sich der Mieter für ein Versorgungspaket aus den „Interim 
Solutions“ des Vermieters, kann der Mieter während der Mietdauer wegen 
individuellen Anpassungsbedarfs oder geänderten Mobilitätsanspruchs des 
Anwenders einen Austausch von bereits gelieferten Pass- und Funktions-
teilen aus dem Angebot der „Interim Solutions“ vom Vermieter verlangen. 
Der Vermieter bietet einmalig einen kostenlosen Fuß- und/oder Kniewech-
sel während der Interimsphase an. Jeder weitere Wechsel wird dem Mieter 
kostenpflichtig in Rechnung gestellt. Der Mieter muss den Austauschbedarf 



schriftlich beim Vermieter (Wechselformular) anzeigen. Die entsprechend 
ausgetauschten Mietpassteile hat der Mieter unverzüglich und auf eigene 
Kosten an den Vermieter zurückzusenden. Einzelne Bestimmungen erge-
ben sich aus dem jeweils aktuellen Angebot „Interim Solutions“ des Ver-
mieters.

VII. GEWÄHRLEISTUNGSBESTIMMUNGEN FÜR 

MIETGEGENSTÄNDE, HAFTUNGSBESTIMMUNGEN

1. Der Mieter hat den vom Vermieter gelieferten Mietgegenstand abzuneh-
men. Der Mieter hat die Vertragsgemäßheit des Mietgegenstandes in jedem 
Fall zu prüfen. Es gelten die Bestimmungen des § 377 HGB.

2. Beanstandungen sind nur innerhalb einer Woche nach Empfang des 
Mietgegenstandes zulässig. Versteckte Mängel, die nach der unverzügli-
chen Untersuchung nicht zu finden sind, dürfen nur gegen den Vermieter 
geltend gemacht werden, wenn die Mängelrüge innerhalb von sechs Mona-
ten, nachdem die Ware das Lieferwerk des Vermieters verlassen hat, beim 
Vermieter eintrifft. Beanstandungen bedürfen der Schriftform. Das Schrift-
formerfordernis kann nur schriftlich abbedungen werden.

3. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Vermieter nach seiner Wahl 
unter Ausschluss anderer Ansprüche zur Nachbesserung und/oder Ersatz-
lieferung verpflichtet, und zwar bis zur Höhe des Gegenstandswertes des 
Mietgegenstandes, es sei denn, eine zugesicherte Eigenschaft fehlt oder 
dem Vermieter oder seinem Erfüllungsgehilfen fallen Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last. Das Gleiche gilt für den Fall einer berechtigten Be-
anstandung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung des Mietgegenstan-
des. Im Falle verzögerter, unterlassener oder misslungener Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung kann der Mieter jedoch vom Vertrag zurücktreten. 
§ 361 BGB bleibt unberührt. Die Haftung für Mangelfolgeschäden wird aus-
geschlossen, es sei denn, dem Vermieter oder seinem Erfüllungsgehilfen 
fallen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last.

4. Mängel eines Teils des gelieferten Mietgegenstandes berechtigen nicht 
zur Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teilliefe-
rung für den Mieter ohne Interesse ist.

5. Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haf-
tet der Vermieter nur bis zur Höhe der eigenen Ansprüche gegen den je-
weiligen Zulieferanten des Mietgegenstandes. In einem solchen Fall ist der 
Vermieter von seiner Haftung befreit, wenn er seine Ansprüche gegen den 
Zulieferanten an den Mieter abtritt. Der Vermieter haftet wie ein Bürge, so-
weit Ansprüche gegen den Zulieferanten durch Verschulden des Vermieters 
nicht bestehen oder solche Ansprüche nicht durchsetzbar sind.

6. Für Schäden am Mietgegenstand, die auf unsachgemäßes und/oder un-
geeignetes Verwenden desselben zurückzuführen sind, haftet ausschließ-
lich der Mieter. Im Speziellen zählen hierzu der fehlerhafte Einsatz durch 
den Mieter oder Dritte oder die übermäßige Beanspruchung, übermäßige 
Abnutzung, fehlerhafte und nachlässige Benutzung insbesondere durch 
nicht ausreichend geschultes Personal. Die Hinweise und Montageanlei-
tungen in den jeweiligen Gebrauchsanleitung des Vermieters sind vom Mie-
ter zu berücksichtigen.

7. Die Gefahr für den Untergang, Verlust, die Beschädigung oder Zerstörung 
des Mietgegenstandes trägt der Mieter, soweit nicht ein Verschulden hieran 
durch den Vermieter vorliegt. Der Mieter hat den Vermieter unverzüglich zu 
informieren, soweit vorgenannte Fälle eingetreten sind. Der Mieter hat not-
wendige Instandsetzungs- oder Reparaturarbeiten unverzüglich durch den 
Vermieter durchführen zu lassen. Der Mieter haftet in den vorgenannten 
Fällen wie folgt:

• Übernahme der Wiederherstellungs- bzw. Reparaturkosten inkl. der 
Ersatzteilkosten bei unvollständiger Rückgabe des Mietgegenstandes,

• Übernahme der Reparaturkosten inkl. der Ersatzteilkosten bei Be-
schädigung des Mietgegenstandes,

• Kostenübernahme für die Neubeschaffung in Höhe des Kauf- bzw. 
Listenpreises bei Verlust oder Totalschaden des Mietgegenstandes, 
der zu dessen Unbrauchbarkeit führt.

6. Die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, trägt der 
Vermieter. Dies gilt nicht, wenn die Aufwendungen sich erhöhen, weil der 
Mieter den Mietgegenstand nach Lieferung an einen anderen Ort als den 
Wohnsitz oder die gewerbliche Niederlassung verbracht hat, es sei denn, 
das Verbringen entspricht dem bestimmungsgemäßen Gebrauch des Miet-
gegenstandes.

7. Ist die Mängelrüge unbegründet, sei es, dass kein Mangel vorliegt oder 
dass keine Haftung eintritt, sind die dem Vermieter daraus entstandenen 
Kosten zu erstatten.

8. Der Mieter stellt sicher, dass die Voraussetzungen für das Inverkehr-
bringen von Medizinprodukten nach dem Medizinproduktegesetz (MDR) 
erfüllt sind. Bei Zweifel des Vorliegens dieser Voraussetzungen durch den 
Vermieter kann die Lieferung des bereits bestellten Mietgegenstandes ver-
weigert werden. Soweit der Mieter durch Veränderung oder Verarbeitung 
der gelieferten Ware Inverkehrbringer nach den Vorschriften des MDR wird, 
stellt er den Vermieter von Ansprüchen Dritter, insbesondere Anwendern 
und Kostenträgern, frei.

VIII. GEBRAUCHSÜBERLASSUNGSBESTIMMUNGEN

1. Der Mieter überlässt den Mietgegenstand während des Mietzeitraumes 
ausschließlich geeigneten Anwendern zum bestimmungsgemäßen Ge-
brauch. Die Eignung zur zeitweisen Nutzung des Mietgegenstandes be-
stimmt sich nach den zugrunde liegenden technischen Bestimmungen des 
Vermieters für den Mietgegenstand und sonstigen Bestimmungen in der 
Gebrauchsanleitung und dem technischen Informationsmaterial, welches 
dem Mieter begleitend zum Mietgegenstand zur Verfügung gestellt wird.

2. Der Vermieter haftet nicht für Schäden, die durch eine zweckentfremde-
te Nutzung des Mietgegenstandes bei Dritten und sonstigen Rechtsgütern 
Dritter entsteht.

IX. INSTANDHALTUNG DES MIETGEGENSTANDES

1. Der Mieter wird den Mietgegenstand sorgfältig behandeln und in einem 
funktionstüchtigen, zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand 
erhalten. Er wird die jeweils erforderlichen Reparaturen, Wartungen und Ser-
vices durch den Vermieter durchführen lassen.

2. Der Mieter wird den Mietgegenstand unter Beachtung der Gebrauchsan-
leitung und sonstigen Anleitungen des Vermieters verwenden. Er wird diese 
Vorgaben in geeigneter Form dem Anwender vermitteln, dem der Mietge-
genstand während des Mietzeitraumes überlassen wird.

3. Der Vermieter übernimmt die Betriebskosten für den Mietgegenstand, 
soweit dieser den Vorgaben des Vermieters entsprechend genutzt wird. 

X. EIGENTUM AM MIETGEGENSTAND

1. Der Vermieter ist Eigentümer am Mietgegenstand. Der Mieter wird dem 
Vermieter oder seinem Beauftragten nach vorheriger Abstimmung die Be-
sichtigung des Mietgegenstandes zur Besichtigung des Zustandes ermög-
lichen. Der Mieter hat die Gebrauchsüberlassung an Anwender sorgfältig 
zu dokumentieren, um die Rückverfolgbarkeit und die Zuordnung der ver-
mieteten Pass- und Funktionsteile zu einer konkreten Interimsversorgung 
jederzeit zu gewährleisten.



2. Der Mieter stellt sicher, dass der Mietgegenstand frei von Rechten Drit-
ter genutzt werden kann. Soweit Dritte Ansprüche auf den Mietgegenstand 
geltend machen, hat der Mieter den Vermieter unverzüglich hierüber unter 
Vorlage von Nachweisen zu unterrichten. Dies gilt insbesondere bei bevor-
stehenden Pfändungsmaßnahmen gegen den Mietgegenstand. Der Mieter 
erklärt für den Fall der Weitervermietung vorab die Abtretung des Mietzins-
anspruches an den Vermieter.

XI. SCHUTZ DES MIETGEGENSTANDES VOR GEFAHREN

1. Der Vermieter kann vom Mieter die ausreichende Versicherung des Miet-
gegenstandes vor üblichen Gefahren verlangen. In diesem Fall tritt der 
Mieter die entsprechenden Versicherungsansprüche an den Vermieter ab, 
die dieser bereits jetzt annimmt.

2. Soweit der Vermieter Entschädigungsleistungen aus Versicherungsfällen 
gemäß Abschnitt XI.1. erhält, werden diese mit Schadensersatzansprüchen 
des Mieters gegen den Vermieter verrechnet oder dem Mieter zum Aus-
gleich von Reparaturkosten des Mietgegenstandes ausgekehrt.

3. Der Mieter erklärt vorab die Abtretung von eigenen Ansprüchen ge-
gen den Anwender auf Ersatz von Schäden am Mietgegenstand an den 
Vermieter.

XII. BEENDIGUNG DES MIETVERHÄLTNISSES

1. Das Mietverhältnis kann von beiden Parteien nach Ablauf der vereinbar-
ten Mietdauer zu jeder Zeit ordentlich zum Wochenende durch schriftliche 
Kündigungserklärung beendet werden. Hierbei gilt die ordnungsgemäße 
Rückgabe des Mietgegenstandes an den Vermieter als Kündigungserklä-
rung mit sofortiger Wirkung.

2. Das Mietverhältnis kann von beiden Parteien zu jeder Zeit außerordentlich 
beendet werden, indem die sofortige Kündigung aus wichtigem Grund ge-
genüber der Vertragspartei erklärt wird. Wichtige Gründe sind insbesondere:

• Bestehen eines Insolvenzverfahrens oder eines schuldenregulieren-
den gerichtlichen Verfahrens über das Vermögen einer Partei,

• wesentliche Vertragsverstöße durch die andere Vertragspartei, die 
auch nach zweimaliger Aufforderung mit angemessener Frist kein 
vertragsgemäßes Verhalten zeigt oder vorliegende Vertragsverletzun-
gen nicht beseitigt,

• der Mieter befindet sich mit der Mietzahlung von mindestens zwei 
Raten im Zahlungsrückstand,

• Bestehen eines unter Abschnitt II.4. dieser Bestimmungen dargestell-
ten außerordentlichen Kündigungsgrunds.

3. Nach Beendigung des Mietverhältnisses ist der Mietgegenstand vom 
Mieter an den Vermieter unverzüglich in vertragsgemäßem, sicher verpack-
tem Zustand herauszugeben. Die Rückführung des Mietgegenstandes hat 
nach den Vorgaben des Vermieters (Lieferschein zum Mietgegenstand) zu 
erfolgen. Die Kosten für die Rückführung des Mietgegenstandes sind vom 
Mieter zu tragen.

4. Kommt der Mieter mit der Rückgabe der Mietsache in Verzug, kann der 
Vermieter vom Mieter eine Nutzungsentschädigung nach den Regelungen 
des BGB verlangen. Der Vermieter kann in diesem Fall zusätzlich die unter 
Abschnitt III.2. aufgeführten Gebühren verlangen. In diesem Fall über-
nimmt der Vermieter keinerlei Garantie für einen sicheren und wirksamen 
Betrieb der vermieteten Pass- und Funktionsteile.

XIII. GELTENDMACHUNG VON VERTRAGLICHEN RECHTEN

Der Mieter ist berechtigt, das Recht auf zeitweise Nutzung des Mietgegen-
standes auf Dritte zu übertragen. Insbesondere erklärt der Mieter seine Ein-
standspflicht für Handlungen und das Verschulden Dritter gegenüber dem 
Vermieter. Abschnitt VIII gilt entsprechend.

XIV. ERFÜLLUNGSORT, GERICHTSSTAND, WIRKSAMKEIT

Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle aus dem Vertragsverhältnis ent-
stehenden Ansprüche und Rechtsstreitigkeiten einschließlich Wechsel- und 
Urkundenprozesse ist der Sitz des Vermieters in Deutschland, wenn er und 
der Mieter Vollkaufleute im Sinne des HGB sind. Der derzeitige Sitz des Ver-
mieters in Deutschland ist Köln-Ossendorf. Die Parteien sind sich darüber 
einig, dass grundsätzlich die AGB und die Vermietbedingungen „Interim 
Solutions“ des Vermieters in der jeweils aktuellen Fassung gelten.

XV. SALVATORISCHE KLAUSEL

Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt, wobei die unwirk-
same Klausel durch eine wirksame Klausel ersetzt wird, die dem wirtschaft-
lichen Zweck der unwirksamen Klausel am nächsten kommt.

XVI. ANWENDBARES RECHT

Auf die gesamte Vertragsbeziehung ist deutsches Recht anwendbar. Soweit 
in diesen Bestimmungen nichts Abweichendes geregelt ist, gelten die Re-
geln des HGB.
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